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Nnltli <Der Teil
Mnkommcnftettervorauszahlungen

* * Nach Artikel I § 13 der zweiten Steuernotverord¬
nung ist eine Vorauszahlung auf die Einkommensteuer
für 1924 dann nicht zu entrichten, wenn sie für ein Vier -
teljahr den Betrag von 5 Goldmark nicht übersteigt . Da -
mit ist keineswegs gesagt , daß diejenigen Steuerpflich .
tigen, bei denen diese Voraussetzling zutrifft , auch endgül -
tig keine Einkommensteuer zu zahlen haben . Bei der Art
und Weise, wie die Vorauszahlungen berechnet werden ,
wird es überhaupt vielfach vorkommen, daß bei der s . Zt .
stattfindenden Veranlagung zur Einkommensteuer erheb-
lich höhere Steuerschuldigkeiten festgestellt werden , als die
nach den Vorschriften der zweiten Steuernotverordnung
und den Durchführungsbestimmungen dazu berechneteil
Vorauszahlungen . Da in den Kreisen der Steuerpflich -
tigen anscheinend vielfach die Auffassung vertreten ist,
mit den nach diesen Vorschriften geleisteten Zahlungen
sei die Einkommensteuerschuld für ' 1924 endgiltig ob -
gegolten, so sei auf das Irrige dieser Abfassung aus -
drücklich aufmerksam gemacht.

Spätjahrprüfung der Rechtsta»»didaten
" Die Abhaltung der diesjährigen Spätjahrsprüfung

der Rechtskandidaten ist für die zweite Hälfte des Monats
September in Aussicht genommen . Die Anmeldungen
sind im Laufe des Monats August beim Justizministe -
num einzureichen.

Die unproduktiven
Resatzungskosten

Die kürzlich gemeldeten Anforderungen der französischenBesatzungsarinee an die Stadt Düsseldorf ( Neubau von Ka -
sernen und Ställen ) und die damit verbundenen Beschlag -
nahmungen, die allerdings teilweise wieder aufgehoben wur -den, lenken die Aufmerksamkeit neuerlich auf dieses ganzeAusgabenkapital , das nicht bloß durchaus unproduktiv ,sondern zum gutenTeil auch gar nicht durch den ursprünglichenZweck der Okkupation gerechtfertigt ist. Die 4 . Denkschriftdes Reichsministers für die besetzten Gebiete liefert hierzuviel amtliches Material in spezialisierten Ausstellungen . r b

Die Gesamtstürke der zurzeit im altbesetzten Gebiet -Undim Ruhrgebiet stehenden Besatzungsarinee beläuft sich aufrund 200 000 Mann . Die Zahl der mit Truppen belegtendeutschen Orte beträgt etiva 300 , sie hat sich also gegenüberden deutschen Friedensgarnisonen etwa verzehnfacht . Seitden, Waffenstillstand hat das Reich bis zun ? -31 . Dezember1923 an unproduktiven Besatzungskosten insx ^ samt 5,145 Mil¬liarden Goldmark verausgaben müssen .Die „ äußeren "
Besatzungskosten , d . h . die Ausgaben , dievon Deutschland durch „Reparationsleistungen '' abgedecktwerden müssen , betragen nach den französischen Haushaltungs -Planen für 1923 und 1924 insgesamt 4% Millionen Goldmark .Weit höher aber sind die „ inneren " '

Besatzungskosten , d. h.die Deutschland unmittelbar erwachsenden Ausgaben für denUnterhalt der „Rheinarinee "
. Für das altbesetzte Gebieti- ®-, betrugen bis Ende 1923 diese Kisten 1,290 MilliardenGoldmark , wovon 396 Millionen aus 1923 entfallen .In dieser letzten Summe stecken die Koste» für die Rhein -

ulndkommission mit 21,5 Millionen Goldmark , der französische' l daran beträgt allein t7,5 Millionen Goldmark : allesnur für 1923 . Zur Erklärung dieser enorm hohen Summe» agen die folgenden Angaben über den Ausbau der sran -sviychen Abteilung der Rjjeinlandkammission hinreichend bei .Nach amtlichen Angaben weist diese Abteilung 21 Unterad -llungen auf , von denen wegen ihres ausgesprochen politi -
ISfr!Li •n !lĈ a9§ folgende besonders hervorgehoben seien : Spe -
wZt llun8. ^ r öffentlichen Unterricht (Rechtsschulen , Wis -
foult !? Üi Handel , technischer Unterricht , Studium der
fiif t*

n Verhältnisse , Ack>eri>auschulen usw . ), sowie ein Büro
uns

"
^Wesenheiten der deutschen Zivilbevölkerung in Trier

Döinni sÜ3' Welchen Uinfang der personelle Ausbau dernandkommiffion und ihres Delegiertensystems angenom -
bttMtl ■ er0 '6t daraius , daß sich das gesamte Personal
aern.. ^ September -1921, also vor der großen Etei -
Sri » V et Ausgaben , ai,f rund 1300 Köpfe belief , und daß

Ü?em 1922 die ! Zahl der Kreisdelegierten etwa 80
beieiî Sbon allein 50 -auf die französische und 13 auf die
Biertl 1 nc entfielen ; dazu kamen etwa 12 Bezirksdele -
sii'ck,

' ' davon sechs in d»x französischen Zone . Der franzü -
dem der Pfalz , General de Metz, mitW,Z ' _ __ r . .
fieton 1l Unt f ŝie 'i ten De ^egiertensystem hat aller Welt kund-U "?5^ cm politischen Zwecke dieser ganze ungeheure« pparat ge,chasfen wurde . ,der Unkosten verursacht die Unterbrin¬
gt -,^

°" "^ e >nlandrommist?ion und ihrer weitverzweigtendes Personals . ' Der französische Vorsitzende der
*n iJ *?11 9at das ganze D «enstgebäude des Oberpräsidiums» kr , ,nx jt In ne»j es enthält ^ 7 Wohn -, Rauch -, Speisezim -^anefw-t, ÄaIonä '' 22 Schlafzin ^ mer und die Wirtschaftsräume .!8i p)(,rrJoc? ?n dauernd im „.Nassauer Hof " in Wiesbaden^ aarink̂ t

-£ ^ rd vier Zimmer und ein Wadezimmer be-?mt, um ihm dort bei seiner gelegentlichen Anwe -

fenheit als Absteigequartier zu dienen . Im Jahre 1S23 wur -den vom Reich für das Dienstgebäude in Koblenz 9000 Gold -mark und für die Zimmer in Wiesbaden 5100 Goldmark ver-ausgabt . Der Stellvertreter des Borsitzenden der Rheinland -kommission bewohnt eines -der vornehmsten Anwesen inKoblenz mit 19 Zimmern und allem Zubehör ; die Unterbrin -
gungskosten betrugen im Jahre 1923 9400 Goldmark . Wennman ferner bedenkt, daß jeder Wezirksdelegierte die Woh-
nungsansprüche eines Brigadegenerals hat, das heißt An -spruch auf 7 Herrschaftszimmer , und daß ihm außerdem nochG bis 7 Räume als Büro zustehen, wenn man ferner berück -sichtigt, daß jedem Kreisdelegierten und jedem ersten Adju -tauten des Bezirksdelegierten 5 Herrschaftszimmer und 4 bis5 Bürozimmer zustehen, so kann man sich vorstellen , daßdie im Rheinland tätigen , etwa 90 Bezirks - und Kreisdele -gierten einen ungeheuren Kostenauswand für ihre Unterbrin -
gung verursachen . Endlich bedeutet die Unterbrin -
guug der Rheinlandkommission mit dem zugehörigen Perfo -nal von über 1300 Köpfen eine Belastung

"
des Wohnungs -Marktes, die bei der an sich schon herrschenden großen Woh -

nungsnot im besetzten Gebiet eine besondere Bedrückung der
Bevölkerung darstellt .

Die Franzosen fordern als Requisition vom Reich auchAnlagen , auf die sie nach Artikel 18 des Rheinlandabkommensgar keinen Ansprach haben, sie gehen sogar so weit , sich den
unentgeltlichen oder ermäßigten Eintritt in Theater und Ki¬nos , ferner das Vergnügen der Jagd und Fischerei , sogarfür die Familienangehörigen zu äußerst günstigen Bedingun -
gen zu verschaffen . Auch diese Kosten hat das Reich zu tva-gen . Auf Anforderung der Franzosen mußten im altbesetz -ten Gebiete 15 Bordelle eingerichtet werden , darunter eineSin Langenschwalbach, einem Badeort mit 2000 Einwohnern .Die Kosten des französischen Offizierkasinos in Wiesbadenfür die Lieferung von Küchengerätjchaften, Silber , Porzellanusw . betrugen im Jahre 1923 ein und eine Viertel MillionGoldmark . Weitere öl 000 Goldmark hat die Errichtung derDamenheime verschlungen , die der Unterhaltung der fremd -
ländischen weiblichen Angestellten der französischen Besät -
zungstruppen dienen . Sehr hoch sind die Kosten, die ausder Forderung nach neuen Flugplätzen entstehen . Die Ge -
samtfläche der benutzten , bereits vorhanden gewesenen deut -schen Flugplätze beträgt 874 Hektar, die der beschlagnahmtenneuen Flugplätze 984 Hektar besten Ackerlandes, das der Aus -Nutzung für die Ernährung der deutschen Bevölkerung entzo -gen ist.

Zur Einquartierung der Truppen im altbesetzten Gebietsind insgesamt 11-775 Wohnungen mit 42 503 Zimmern be¬schlagnahmt , außerdem noch 13 000 Einzelzimmer . Ende1923 waren ^ an 30 Orten 57 Schulen mit 531 Klassen be-
schlagnShint , die Zahl der in Mitleidenschaft gezogenen <Schii-*ler^'beträgt 18 292 . Die vom Reich ebenfalls zu zahlendenLösten für Feuerung , Beleuchtung , Wasserversorgung und'
Mieten betrugen 7,6 Millionen Goldmark, die Kosten für Ge -
schäftszimmerbedürsnisse 773 000 Goldmark . Erstaunlichgroß sind auch die vom Reich zu tragenden Ausgaben für Be -
schasfung vmt Wohnungseinrichtungsgegenständen , sie betru -
gebnis 1923 rund 72 Millionen Goldmark . Die beschlag-
nahmten Bauten und Wohnungen mußten nämlich , beson -ders ini französischen Gebiet , neu oder besser möbliert werden .Ein Verzeichnis der Ausstattungsgegenstände bis Ende 1923
enthält u. a . 3550 Polstermöbelgarnituren , 3520 Standuhren ,440 Klubmöbelgarnituren , 4662 einzelne Klubsessel, 360 Rauch -
tische, 5911 Kinderbetten , 420 Kinderwagen , 5049 Chaise -
longues , 4257 Damenschreibtische, 44474 Handspiegel und 974
Frisiertoiletten ! Au Haushaltungsgegenständen führt das
amtliche Verzeichnis u. a . auf : 2500 Teesiebe , 104 233 Des -
serieller , 8222 Teeservice , 32 462 Kompottschüsseln, 182 983
Weißweingläser , 119 661 Likörgläser, 74 000 Sektgläserusw .

Daß die unproduktive» Besatzungskosten in solcher Höhenicht weiter von Deutschland getragen werden können, und
daß sie der größte Feind der Reparationen sind, bedarf wohlkeines weiteren Beweises .

Der Gesetzentwurf über die Reichsbahn
Die zweite Lesung des Gesetzentwurfes über die Reichs -

bahn , die gegenwärtig im Organisationsausschuß stattfindet ,steht vor ihrem Abschluß. Nach Erledigung der zweiten Le-
suug wird der Gesetzentwurf zunächst einem aus einem fran -
zösischen, einein englischen und einem deutschen Mitglied be-
stehendep Gremium juristischer Sachverständiger zur Begut -
achtung nach juristischen Gesichtswunkten unterbreitet werden .Sodann wird eine dritte Lesung des Gesetzentwurfes erfol -
gen , und zwar ist in Aussicht genommen , daß sie in London
stattfindet . Erst dann geht der Gesetzentwurf an die Repa ,
rationskommiflion , von wo er zur parlamentarischen BeHand -
lung nach Deutschland zurückgeleitet wird.

Der Ausschuß für die deutsche » Jndnstrieobligationen . Der
„ Frankfurter Zeitung " zufolge hat der französisihe Delegiertein dem auf Grund des l« achvevständigengutachteus eingesetz -ten Komitee für die deutschen Jndustrieobligationen , Descamps ,das Amt niedergelegt . Er hatte sich durch die Userlosigkeitseiner Forderungen , die ldarauf abzielten , die deutsche Jndu -
strie unter die Vormundschaft der Alliierten zu stell«n , mitder Gesamtheit der übrigen Mitglieder des Komitees in Wider -
spruch gesetzt.

Berkehrsausstellung 192t in Kola . Der vorbevvibend» Aus -
schütz hat ibe-schlosssn, im Jahre 1925 in Köln eim Verkehrs -
Mlsstellung und sine verjehrswissenschaftliche Woche abzuhal -tat . An der Vorbereitung sind die Stadt Köln, das Institutfür Berkehrswiss «nschaft, die Industrie - und Handelskammer
sowie die Fachkreise beteiligt .

Politische Neuigkeiten
Die Finanzlage des Reichs

In einem Interview , das der Reichsfinanzminisler Lutherernein Berichterstatter des Rotterdam '
schen Courant über dieFinanzlage des Reiches gewährte , wies er darauf hin, daßdie Guthaben des Reiches bei der Reichsbank in der vergan -genen Woche infolge Einlösung von etwa 120 MillionenRentenmarkschatzwechsel und infolge Abhebung von 30 Mil -lionen zur Deckung der laufenden Bedürfnisse von 450 Mil -lionen auf 300 Millionen gesunken ist. In diesem Betrag ,der auch die Guthaben der Länder und der preußischen Wirt -schaftlichen Betriebe usw . umfaßt , sind nur etwa 60 Millionneals eigentlicher Betriebsfonds für die innere Verwaltung desReiches anzusehen , der bei einem Jahresumsatz mit rund 8Milliarden völlig unzureichend ist.Der Finanzminister betonte ferner , daß der Haushaltsplanfür 1924 einen Fehlbetrag von 470 Millionen Mark auf -Werst . Wenn das Reich noch immer zahlungsunfähig gebiie -ben sc, , so beruhe das darauf , daß im neuen Rechnungsjahrnoch gewisse Beträge aus den in den Wintecm ? naten ein -mulig erhobenen Steuern aus den Darlehen der Rentenbankentnommen werden konnten. Diesen Beträge,r stehen jedoch ,so führte der Minister weiter aus , Aufwendungen gegenüber ,die das Reich zur Erhaltung seiner Währung und für denAnkauf der Goldanleihe hat machen müssen. Andererseits istdas Gesamtergebnis der Steuern in den ersten Monaten desl'iechnungsjahres 1924 etwas günstiger gewesen . Nur da-durch und durch dauernde Ausgabendrosselungen war esmöglich, bisher die Lasten zu tragen , die Deutschland durchdie Besetzung des Rhein - und Ruhrgebiets durch Lorenthal -rung der dortigen Zolleinnahmen usw . entstehen. Das Sach -verständigengutachten legt auf das deutlichste dar, daß diedeutsche Wirtschaft diese Lasten nicht auszubringen vermag .Die Lage der deutschen Wirtschaft beginnt jetzt wirtlich der-zweifelt zu werden . Angesichts der Fülle der Steueritunoungs -und Steuererlassungsanträge muh man mit größter Sorgein die Zukunft blicken. Am 1 . Oktober werde das Reich einenFehlbetrag von etwa 140 Millionen Mark haben, zu dessenDeckung weder neue Steuern , noch eine langfristige Anleihein Aussicht stehen . In diesem Betrag , so schloß der Minister ,ist übrigens der Reichsbeitrag für Reparationsleistungen unddie Ruhrkohlenindustrie im Juli nicht eingerechnet. DieReichsregierung hat sich zu dieser finanziellen Beihilfe nurentschlossen, um vor aller Welt zu zeigen , daß Deutschlanddie äußersten Anstrengungen zu machen bereit ist, um das

Sachverständigengutachten nicht zu gefährden . Die Frageder Deckung wird nicht geringe Schwierigkeiten bereiten .
Die Militärtontrolle

WTB . LAndon, 2. Juli . Der Pariser Berichterstatter desReuterbureaus meldet , der durch die deutsche Note in den zu -
ständigen alliierten Kreisen erzeugte Eindruck sei keineswegsungünstig . Man sei der Ansicht, daß die Haupttatsache diesei , daß Deutschland die alliierte Untersuchung angenommenhabe . Die Frage des Zeitpunktes , wann die Untersuchungenden soll , werde kaum Schwierigkeiten bereiten . Die Alli -ierten würden , während sie den Gedanken zurückweisen, einenbesonderen Zeitpunkt festzusetzen, wahrscheinlich vorschlagen,ihre Untersuchung zu einem baldigsten, mit der Gründlichkeitder Prüfung verträglichen Zeitpunkt zu beenden. ErnstereHindernisse seien erstens die Nichterwähnung der fünf Punkte ,die, wie die Botschafter erklärten, durchgeführt werden muß -ten, bevor die militärische Kontrolle auf den Völkerbund über-
gehe ; zweitens die Bedingung bezüglich einer vorherigen Ber -
einbarung über die Art der Durchführung der Untersuchung.ES bestehe kein Grund anzunehmen , daß die Botschafter ihreForderungen bezüglich der fünf Punkte aufgeben würden .Ebenso würden sie zweifellos inehr über die allgemeine Ver -
einbarung wissen wollen , die keine Beschränkung der vollen
Ausführung des Rechts der Untersuchung bedeuten dürfe.

WTB . Paris , 2 . Juli . Ein offiziöses Dementi räumt mitden Verdächtigungen auf , mit denen eine gewisse Presse, umdie Absicht der deutschen Regierung zu verfälschen, gearbeitethat . Die Agentur Havas veröffentlicht folgende Erklärung :
Entgegen gewissen Mitteilungen wird festgestellt, daß das
Ministerium für ausivärtige Angelegenheiten nur eine ein-
zige deutsche Note hinsichtlich der Militärkontrolle erhaltenhat . Es hat den Inhalt der Note erst kennen gelernt , als sieihm am 30. Juni durch den deutschen Botschafter zugestelltwurde .

*
Der französische Ministerrat hat den General Walch zumNachfolger des Generals Nollet in der Interalliierten Mili -

tärkontrollkommission in Berlin ernannt . General Walch,der in Mülhausen i . E . geboren ist, ist während des Kriegesvom französischen Generalstab wiederholt in besonderer Mis -
sion verwandt worden . Er war längere Zeit Verbindungs -
offizier in Petersburg und später einer der Instrukteure der
amerikanischen Armee . Der Interalliierten Kontrollkommis-
sion gehört er seit dem Jahre 1919 als Mitglied an . Gene -
ral Walch, der den Ruf eines überzeugten Demokraten hat,
genießt der „Franks . Ztg " zufolge in den Pariser linksstehen -
den Kreisen großes Vertrauen .

Aus dem verlängerten Mienmvertrag
Der neue Micumvertrag trägt verschiedentlich Kompromiß-

charakter, so bezüglich der Dauer deS neuen Abkommens ;dem französischen Verlangen , das Abkommen bis zum In -
krafttreten des Sachverständigengutachtens gelten zu lassen,wurde prinzipiell zugestimmt , dagegen fand die deutsche Auf¬
fassung , daß der Ruhrbergban sich nicht auf mehr als ganz
kurze Frist binden kann, durch die Annahme einer Kündi-
gungsmöglichkeit für das Ende jeden Monats Berücksichtigung.



Die Änderungen an dem sachlichen Inhalt des bisherigen
Micumvertrages beziehen sich zum größten Teil auf die geld¬
lichen Tonderleistungen (Kohlensteuer , Ein - und Ausfuhr -
abgäbe , Verkehrsabgabe ) , die im Vertrage von Versailles
keine Grundlage haben und die mit rückwirkender Kraft bis
zum IS . Juni bis auf die Hälfte herabgefetzt wurden . Den
deutschen Argumenten über die Unfähigkeit des Ruhrbergbaus ,
weiter die Lasten des Abkommens aus sich zu nehmen , trägt
diese Ermäßigung nur unvollkommen Rechnung ; es soll dar -
über aber nicht vergessen werden , daß die französische Politik
immerhin auch in dieser Frage guten Willen bewiesen hat ,
indem sie sich zum ersten Mal zu nennenswerten Zugeständ -

nissen bereit finden lieh .
Wichtig ist die Regelung , die für die Kohlenlieferungen in

der Zeit der Arbeitsruhe im vergangenen Mai getroffen
wurde . Nach dem bisherigen Abkommen hätte auch für diese
Zeit das vom 15. April festgesetzte Quantum von Reparations -
kohlen geliefert werden müssen , was in Anbetracht der mini -
malen Förderung dieser Wochen eine außerordentliche schwere
Belastung gewesen wäre . Hier ist die Micum dadurch ent -
gegengekommen , daß sie für die Zeit der Arbeitsruhe lediglich
einen entsprechenden Prozentsatz der tatsächlichen Förderung
verlangt . Auf die entscheidende Frage der Finanzierung der
Kohlenlieferungen hat sich die Micum überhaupt nicht einge -
lassen . Für den Bergbau ergab sich daraus die Unmöglichkeit ,
die Fortdauer des Vertrages für mehr als einen Monat fest
zuzusagen ; nach den Erklärungen der Sechserkommission mutz
damit gerechnet werden , datz das neue Abkommen bereits
am Ende dieses Monats wieder gekündigt wird . Das Ab»
kommen würde dann am 10. August nutzer Kraft treten ; we-
nigstens bis zu diesem Tage ist aber jetzt die Frage des Mi -
cum - Vertrages erledigt .

Die Rückkehr der Ausgewiesene »
Wie von unterrichteter Seite aus Speyer gemeldet wird ,

hat die französische Provinzdelegation eine Liste , enthaltend
die Namen von 7000 Ausgewiesenen , darunter über 2000
Pfälzer , bezüglich deren die Ausweisung endgültig zurückge -
nommen wird , übersandt . Die Bürgermeisterämter d. besetzten
Gebietes sind beauftragt , den auf . dieser Liste stehenden Aus -
gewiesenen Identitätskarten (Personalausweise ) auszustellen .
Die Identitätskarten , welche noch mit einem besonderen Aus -
weis der Provinzialdelegierten versehen werden , werden den
einzelnen aus der Liste verzeichneten Ausgewiesenen znge -
sandt . Durch dieses Verfahren ist also den zur Rückkehr be-
stimmten Ausgewiesenen eine schnelle Rückkehr in die Hei -
mit gesichert . Die sonst für die Einreise in das besetzte Ge -
biet geltenden Bestimmungen koinmen als für die Betreffen -
den nicht in Betracht .

Im Reichstagsausschutz für die besetzten Gebiete wurde
von der Reichsregierung betont , datz von den Ausgewiesenen
höchstens 10 Prozent in ihre Wohnungen zurückkehren könn¬
ten , denn der grötzte Teil der Wohnungen sei von der fran -
Mischen Militärbehörde beschlagnahmt und zur Uuterbrin -
aung von Soldaten und Offizieren verwendet worden . In
ver Diskussion kam zum Ausdruck , datz die vom Kabinett Her -
riot verfugte Zurücknahme der Ausweisungen systematisch
durch entgegenwirkende Matznahmen der französischen Mili¬
tärbehörden , insbesondere durch neuerliche Beschlagnahme der
letzten noch zur Verfügung stehenden Wohnungen im besetz¬
ten Gebiet , sabotiert werde , so datz auch nicht einmal damit
gerechnet werden könne , datz 10 Prozent der Ausgewiesenen
ihre Wohnungen wieder zur Verfügung erhalten . Eine
Reihe von Anträgen wurden angenommen . U . a . soll bei der
französischen Regierung unverzüglich dahin gewirkt werden ,
daß weitere Wohnungsanforderungen im besetzten Gebiet un -
terbleiben , weil andernfalls die Rückkehr der Ausgewiesenen
durch neue unübersteigliche Schwierigkeiten gefährdet wird .
Ferner soll die Reichsregierung Vorstellungen dahin erhebe ?!,
datz durch Minderung der Besatzungstruppen und Beamken
erst die Möglichkeit zur Rückkehr der Ausgewiesenen gegeben
werde .

Kundgebungen für die Republik
Das „ Reichsbanner Schwarz - Rot -Gold "

, die republikanische
Gegengründung gegen die nationalistischen Kampfverbände ,
veranstaltet am 10. August in Weimar eine Kundgebung
größten Stils zum GeÄenktag der republikanischen Berfas »
sung . Als Redner sind der demokratische General von Deim -
fing , der Sozialist Liibe, der ftühere Reichskanzler Fehrenbach
und wahrscheinlich auch Dr . Wirth vorgesehen . Es soll eine
Manifestation aller republikanischen Parteien für die Repu -
blik und gegen einen neuen Krieg werden .

ch
Die Ortsgruppe Hamburg des Reichsbanner Schwarz -Rot -

Gold hielt am Freitag unter außerordentlich grotzer Betei -
ligung ihre Gründungsfeier ab . Zwei Chöre und die Ka -
pelle der Ordnungspolizei gäben der Kundgebung einen wür -
feigen Rahmen .

Bürgermeister Dr . Petersen begrüßte die Versammlung und
fand folgende Formulierung : .. Wer Gewalt gegen die Ver -
fassung anwenden will , der wird auf den Widerstand ftotzen ,
der in ihrem Geiste und in ihrer Kraft liegt ! " . Paul Löbe>
hielt die im Mittelpunkt stehende Ansprache . Er erklärte u . a . :
Wir wollen Regimenter und Brigaden zusammenstellen , die
zur Republik und Verfassung wie ein Mann stehen ! Bis ins
letzte und fernste Dorf sollen sie die Farben Schwarz -Rot -Gold
tragen . Wir wollen unter das schwarz -rot - goldene Banner
treten , wollen es fest umfassen und in dem Geiste arbeiten ,
der in den drei Worten des Turnvaters ruhten : „ Freiheit ,
Einigkeit , Vaterland ! "

Auch in Nürnberg fand eine Kundgebung des Reichsban -
ners Schwarz -Rot - Gold statt . Die Festrede hielt der Bun -
desVorsitzende Oberprilsident Hörsing ( Magdeburg ) . Im
Reichsbannner Schwarz - Rot - Gold sei eine festgeschlossene und
entschlossene Organisation entstanden , die in 32 Gauen be¬
reits über dreiviertel Millionen Mitglieder umfasse . Das
einzige Ziel der Organisation sei der Schutz der Republik .
Sie lehne es ab, einer einzelnen Partei zu dienen , wolle viel -
mehr allen Parteien dienstbar sein , die den Gedanken des
Mitbestimmungsrechts ersatzt hätten . Eine illegale Bewaff -
nung lehne der Bund ab , aber die Gegner dürften nicht Hof -
fen , daß etwaige Angriffe ohne Gegenwehr hingenommen
würden .

Der „ Stahlhelm "
, die Wochenschrift des gleichnamigen Bun -

des der angeblichen Frontsoldaten bringt in seiner Nr . 21
vom 22. Juni einen Gruß an den Verein Reichsbanner
„ Schwarz - Rot - Gold " . Die Stahlhelmleute schreiben in ihrem
Blatte :

„Dys „ Reichsbanner " will die Deutsche Republik schützen.
Der „ Stahlhelm " stellt sich gleichfalls auf den Boden der
Verfassung , nur geht er noch etwas weiter wie das „ Reichs -
bauyer "

. Er setzt statt des Wortes „ Republik " das „ deutsche
Vaterland " . Wenn also das „ Reichsbanner "

sich die Farben
schwarz -rot - gold erkoren hat , unter der Devise : „ Schwarz
ist .die Gegenwart , rot ist das Blut , das wir hingeben wollen
für Msere Ideale, , golden . foll die Zukunft fein , die wir er -
ringen "

, so ist
'
auch dias genau dasseshe , was .t êr ^StahlhelH

"

Zinter den alten Fahnen schwarz - weiß - rot (seinen Vereins -

färben ) erstrebt . Der „ Stahlhelm " wird es also mit grotzer
Freude begrüßen , wenn beide in regem Wetteifer miteinander
diesen gemeinsamen Zielen zustreben . Zugleich sieht er es
als eine große Anerkennung seiner straffen Organisation an ,
datz das „ Reichsbanner " sich genau nach dem Muster der
Stahlhelm - Organisation richtet und danach seine eigene Or -
ganisation ausgestaltet . Der „ Stahlhelm " ist gern bereit ,
ihm mit Ratschlägen in dieser Beziehung zur Seile zu
stehen .

"

Also mit Ratschlägen will der „ Stahlhelm " dem Reichs -
banner dienen . Das erinnert — so schreibt der Karlsruher
„ Volksfreund " — an die Fabel in der der Fuchs den Enten
predigt . Die Stellung des Reichsbanners ist klar , sie ist auf
den Bestand der Republik eingerichtet . Die Stellung des
„Stahlhelm " ist antirepublikanisch . Das scheidet diese beiden
Organisationen .

Das bayerische Regierungsprogramm
WTB - München , 2 . Juli . Im der Plenarsitzung des ba« -

rischen Landtages entwickelte der neugewählte Ministerpräsi¬
dent Dr . Held im Anschlüß an die Vorstellung des neuen Ka -
binetts das Programm der Regierung .

Zunächst kam er auf die bedrohte deutsche Westmark zu
sprechen . Die Rheinsrage sei nicht nur eine deutsche Schick-
salssrage , sie sei wieder einmal zur europäischen Frage ge-
toorden . Von ihrer Lösuna hängt es ab , ob «Europa den Frie -
den bekommt , den seine Völker ersehnen . Eine Lösung der
Rheinfrage , die dem Frieden dienen soll , kann nur deutsch
fein , den deutsch ist der Rhein . Was unsere Pfälzer Brüder
für den Kampf um die Erhaltung «des Deutschtums bisher
geleistet haben ist ein Ruhmesblatt in der deutschen Geschichte .
Wie die bisherigen bayerischen Regierungen , so wird sich auch
die neue bayerische Regierung in ihrem Gewissen verpilichtet
fühlen , keine Stunde ihr Augenmerk von den Pfälzer Aiige -
legenheiten abzuwenden - Die historische Verbindung der
Rheinpfalz , die in einem glücklichen Jahrhundert Bayern
seinen König geschenkt hat , mit «dem rechtsrheinischen Bayern ,
ist «ine deutsche Sache , weil die Verankerung der Pfalz in
Bayern die beste Garantie für ihre unlösbare Verbindung mit
Deutschland ist.

Der Ministerpräsident wies dann auf die Verwirrung im
politischen Leben und die Wirtschaftsnot hin . Die größte
Gefahr sehe er in den subversiven , absolut staatsfeindlichen
Bewegungen , die in der dritten Internationale in Moskau
Antrieb und Kraft erhielten . Voraussetzung und Garantie
jeder Freiheit sei nur der Staat , der getragen sei von einer
einheitlichen Gewalt und Autorität . Die Hauptursache der
unseligen , den Staat in seinen Grundfesseln bedrohenden
Entwicklung liege zweifellos in der Revolution von 1913 , die
das grötzte Verhängnis für die Staatsbestimmung der Völker
und ihre Wohlfahrt gewesen sei. Was sich inzwischen alles
an falscher Einstellung zum Staat ausgewirkt , Gärungen ,
Putschversuche usw . finde seine Erklärimg , wenn auch nicht
sein « Entschuldigung als Folgowirkung des gewaltsamen Um .
sturzes vom November 1813 . Das oberste Ziel der Regierun -
gen unserer Tage muß es sein , jede . Revolutionsgesinnung zu
überwinden durch Erziehung zum Staat und sür deu Staat .
Die verfassungsmäßige Regierung allein kann die Trägerin
der Staatsgewalt fein . Eine bewaffnete Macht außerhalb und
neben der Staatsgewalt darf es in einem geordneten Staat
nicht geben . Jede Nebenregierung führt auf die Dauer zum
Ruin . Alle vaterländischen Bewegungen und Organisationen ,
deren Ziel die Grötze , Wohlfahrt und Gemeinschaft ist, sind
aufrichtig zu begrüßen . Revolutionsbeamte sind in einem
Rechtsstaat in jeder Fassung unmöglich . Dr . Held betonte ,
datz die Unzufriedenheit mit der Forin es der Staatsregie -
rung zu einer gebieterischen Pflicht mache , auf eine Ausgesral -
tung und Reform der Verfassung bedacht zu sein . Über das
Verhältnis Bayerns zum Reich führte Dr . Held aus : Freudig
bekenne - ich mich zum Reich und dessen Einheit und Grötze .
Für den inneren " Aufbau des Reiches sehe ich die Voraus -
setzung seiner Gesundung LNÄ Widererstarkung nicht in einer
schablonenhaften Unitarisieruug . ^Kraftllolle in ihren eigenen
Verhältnissen möglichst freie Einzelstaats .N in eigener Hoheits¬
stellung sind ein besseres Fundament für dit. Reichsgrötze und
Reichseinheit , als es in der zwangsmätzigen einheitlichen Wei -
marer Verfassung gegeben ist. Insbesondere betmlP . ich, datz
in irgend einer Form wieder eine höhere Verselbstäikdigung
unserer Eisenbahn und Post erreicht werden mutz, datz vor gl -
len Dingen auch die Finanzierung des bayerischen Staates «
und seiner eigenen Finanzverwaltung , soweit es sich irgend -
wie mit den Bedürfnissen des Reiches und einer gesunden
EntWickelung verträgt , wieder zurückgenommen werden mutz.
Ich bin mir durchaus bewußt , daß nicht Alles wieder so ge= .
staltet werden kann , wie es vor dem Jahre 1914 im Reiche
bismarckscher Prägung der Fall gewesen ist.

Die Einzelstaaten und - das Reich müssen in gegenseitigem
Vertrauen und in den gegenseitigen Lebensinteressen sich ver -
stehen lernen . y a aber , wo die Lebensnotwendigkeiten der
Eigenstaatlichkeit Bayerns es verlangen , ohne datz dadurch das
Reich selbst in seinem geschlossenen Bestand und in seiner
Machtstellung nach außen gefährdet ist, gehe ich auch einem
Konflikt nicht aus dem Wege .

*
In der Sitzung gab Dr . Held folgende Ministerliste auf

Grund des § 58 der Verfassungsurkunde bekannt : Unterricht
und Kultus Dr . Matt , Inneres Dr . Stiiyel , Justiz Dr .
Gürther , Finanzen Dr . Kraußneck , Landwirtschaft Prof . Dr .
Fehr , soziale Fürsorge Äwald , Handel v . Meinel , Staats -
sekretär im Handelsministerium Schmidt , Nutzeres Minister -
Präsident Held .

Abg . Dr . Buttman « (Völk . Block) beantragt , über die Mi -
nisterliste einzeln abzustimmen . Abg . Frau Aschenbrenner
(Komm . ) spricht namens ihrer Fraktion der Regierung Held
ihr schärfstes Mißtrauen aus . Eine getrennte Abstimmung
über die Miuisterliste wurde gegen die Stimmen der K0m -
munisten und des Völkischen Blocks abgelehnt . — Der Prä¬
sident stellte dann fest, datz die Ministerliste die Zustimmung
des Hauses gefunden hat .

liurze « scbricdten
Der württembergische Gesandte i« Berlin . Zu einer Mit -

teilnng über die Abberufung «des württemb . Gesandten in
Berlin , Hildenbrand » verlautet aus Stuttgart , daß dem Ge -
sandten die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand nahegelgt
wurde . An deu Gesandten würden in nächster Zeit Aufgaben
herantreten , die eine juristische und verwaltungsrechtliche
Vorbildung zur Vertretung der Landesinteressen notwendig
machen . Der Nachfolger Hildenbrands sei noch nicht bestimmt .

Unter Spionageverdacht verhaftet . In Breslau wurde , wie
das „Berk . Tageblatt " meldet , der Führer des Stahlhelm -
bundeS, der frühere Leutnant Ratsmann , unter dem dringen -
den Verdacht der Spionage verhaftet .

Bei de« Knappschaftswahlen im Ruhrgebiet wurde nach Be -
richten des „ Vorwärts " für den alten Bergarbeiterverband
56 008, für den Christlichen Gewerkschaftsverein 34 650 , für
die Union der Hand - und Kopfarbeiter 29,241 , für den Hirsch -
Dunckerfchen 1883 und für Polen 25?5 Stimmen abgegeben .

Christiania — Oslo . Das norwegische Oldthing beschloß
mit 81 gegen 23 Stimmen , datz die norwegische Hauptstadt
ab 1 . Januar 1925 Oslo heitzen soll . Die Vorlage geht setzt
an den Landsthing .

AuStansch von Gibraltar gegen spanisch Marokko ? Als er»
ster Schritt zu einer anglo - spanischen Verständigung in der
Frage des Austausches von Gibraltar gegen Marokko wird in
Spanien die Reise Primo de Revera nach Mellila aufgefaßt ,
die am 5 . Juli stattfindet . Der General soll von Macdonald
bereits die Zusicherung erhalten haben , datz England prinzi ,
piell zu Borbesprechungen über die Frage des Austausches
von Gibraltar bereit sei.

Die amerikanischen Einwanderungsqnoten . Eine Proklc, .
mation des Präsidenten , die das Einwanderungsgesetz in Kraft
setzt, gibt , wie aus Washington gemeldet wird , für Deutsch ,
land die größte Quote mit 51227 an : «den,nächst solgt Groß »
britannien und Nordirland mit 34 000, der irische Freistaat
mit 28 587 , Osterreich mit 785, Tschechoslowakei mit 3073 , l ! n«
garn mit 473, Polen mit 5982 , Südflawien mit 671 , Italien
mit 3845 . Den Quoten liegen 2 Prozent der Zahl der fremd ,
geborenen Einwohner in den Vereinigten Staaten zugrunde
nach der Zählung von 1890.

Teil

Vadiscder Tandtag
(Nachmittagssi kling .)

Karlsruhe , 1 . Juli .
Zunächst wurde eine kurze Anfrage der Deutschnationalen

wegen der Regimentstage erledigt .
Oberregierungsrat Baer erklärte , daß aus polizeitechnischen

Gründen an dein Umzugsverbot festgehalten werden müsse.
Diese Veranstaltungen werden nicht selten zu parteipolitischen
Zwecken ausgenützt . So hatten sich z . B . dem Kanoniertag
unberufener Weife junge Leute mit Hakenkreuzabzeichen zu-
gesellt . Aber auch aus autzerpolitifchen Gründen sei hin -
fichtlich aller Umzüge , die militärisches Gepränge tragen,Zurück -
Haltung geboten .

Es folgt . . ■ ,
die Beratung des Gebäudesonderstcuergesetzes .

Abg . Marum (Soz . ) erstattet als «Vorsitzender des Haus -
Haltsausschusses einen ausführlichen Bericht über die Materie
und die sich daran knüpfenden langwierigen Kommissionsver -
Handlungen . Man gelangte schließlich zur Annahme neuer
Regierungsvorschläge , die inhaltlich bereits bekannt sind . Dar » ]
nach wird die Steuer vom 1 . Juli 1924 ab erhöben bei Fällig «
keit der ersten Rate am 5 . Juli . Die Freigrenze aller Ge -
bäude ist 4500 Mark . Über diesen Betrag hinaus tritt Staf »
felung ein »

Zur Beratnug im Haufe selbst liegen eine Reihe schon im
Ausschuß behandelter Anträge des Landbundes und der Deut -
scheu Volkspartei vor .

Als 1 . Redner sprach Abg . Dr . Schmitt -Karlsruhe (Zentr .)
' i

zum Gesetz , das seinen Grund in einem Kapitalbedarf von
13 Millionen «Mark hat . Die «Sondersteuer hängt ab vom ge -
setzlichen Mietzins . Es könne im Laufe eines Budgetjahres ^
die Steuer wegfallen , wenn während dieses Jahres der ge-
setzliche Mietzins aushört . In diesem Falle wäre mit schwe-
ren budgetären Folgen zu rechnen . Würde man dun Land - >
bundaiitrag aus gänzliche Freilassung der Landwirtschaft sol-
gen , so wäre der Ausfall zu groß und die Steuer wertlos . ,
Auch alle anderen weitergehenden Anträge lehnte der Redner
ab .

Abg . Schmidt -Bretten erklärte sich namens der Deutsch « c:
nationalen gegen das Gesetz , da hierdurch das bereits vorhan -
den « Vielerlei an Steuern um eine neue «Steuerart vermehrt
werde . Gleichwohl habe seine Fraktion an der Ausgestaltung
des Gesetzes mitgearbeitet , sie stehe auf dem Ständpunkt , daß
es angebracht sei, die ohnehin schwer bebastete Landwirtschaft
von der Sondersteuer fteizulassen . Selbstverständlich würde man
auch für Erleichterungen anderer notleidender «Berufsstände
eintreten .

Abg . Klaiber erklärte , datz der Landbund das Gesetz in sei-
'

ner heutigen Gestalt ablehnen müsse und wiederholte den
Antrag auf gänzliche Befreiung der landwirtschaftlichen Ge- ■_
bäude . Es wäre richtiger gewesen , die erforderlichen Mittel

->gus allgemeinen Steuern zu nehmen . Auch dann hätten die so-

zielen Momente berücksichtigt werden können . Der Landbund
fordere nunmehr , daß die gewerblichen Zwecken dienenden Ge- '

bände gleichfalls in die Steuer einbezogen werden . Die Ge-

bäudesondersteuer sauge nicht nur das Betriebsvermögen deS
Landwirts aus , sie greife sogar die Substanz an . Es besteh« |
die große Urfahr , daß die Landwirtschaft in dieselbe «Ver»

schuldung gerä .' , wie vor dem Kriege .
Um 7 Uhr wur 'be die Sitzung abgebrochen . Fortsetzung der

Aussprache : Mittwoch vormittag .
( Bormittagssiyung .)

Karlsruhe , 2 . Juli .

In Fortsetzung der Aussprache über das
GebaUbesondersteuergesetz

legte Abg . Weber -Badeu Standpunkt der Volkspartei dar.

Dem Hausbesitz werde zuUnrecli ! unverdiente Bereichern ^
Ä

vorgeworfen . Man dürfe a 'fch " icht vergessen , daß die
wert « erheblich geringer geworden sind . ^>m übrigen . habe
Hausbesitzer in der Vergangench ^ t »lanche Arbeit leisten »

sen, zu der er nicht verpflichteter ! DerRednerbedaurtt .

daß die Anträge auf Befteiung d? r landwirtschaftlichen Grund -

stücke keine Berücksichtigung findet Auch der Industrie w

man nicht gerecht . Die Erkenntni s voir ihrer Jlot dringe !

jetzt allmählich durch . Völlig unannehmbar sei für seine Pa

tei die Verquickung der Grund - un ^ Gewerbesteuer : nur ^ s

Gesetz . Der Redner erklärte dann £ ls «sinn und i ,
Anträge , datz der verarmte Hausb ' .̂ ^ k f®r feine {
nung von der Sondersteuer befreit w>rd,daß ferner die

^
5

auf Antrag erlassen oder zu erstatten ist , wenn und i !

sie 20 Prozent der Hriedensmiete ü ^ rsteigt . ŝchließlich e» W

fahl er die Annahme folgender EntM ' etzung :
1 . Wohnungen , mit mehr als A « » Mark Friedensm ' -w

sind von der Zwangswirtschaft zu befreien . ^
2. Der den Hauseigentümern Zufallende Teil de

soll im Adrigen vom 1 . Juli 1924 *
™ _°°

densmiete betragen und mit jeder Erhöhung der Geb

dersteuer steigen . i
Abg . vqn Au (Landbund ) : Wir stäk^ en angesichts der g

Schwierigkeiten , zu einem Ergebnis ' 3« kommen , « ^
an auf dem Boden des grundlegendes Antrages , unt ^an «ut oern jooccn oee grunvieffeiwr, " ™ tvr '

T sie oll-
auf die Sondersteuer , die erforderten Mittel

gemeine Besteuerung aufzubring ^ ^ . Heute den b«
gewinn treffen zu wollen , sei ein ' Din g der Unmog > ^
ein solcher in der Regel gar nich' t vorhanden sei . ^

ö ng
müsse individuell behandelt / werden . D .e

auf Freilassung der EigSnwohnung ,md S Mk
chen Räume fei berechtigt . Der Ansch«

die Unreife und Systemlosigke ^t der dritten St

nung schließe er , der Redner , :̂ ich ,A (,
'
r ^ atut

teren .Darlegungen war .sn allgk°me,n 2**
richteten such hauptsächlich gerben die Zwaugsw s D



frmtfxfifeer müsse man wieder eine Rente zugestehen und da -
- u bcüürfe es der allmählichen Annäherung an die Ariedens -
miete . Was nützen alle Neubauten , wenn auf der anderen
Seite die alten Häuser zerfallen . Der Redner begründete end -
Ijch verschiedene Anträge , die auf gewisse Sicherungen der
Hausbesitzer hinauslaufen , sowie eine Entschließung , welche
die gesetzliche Miete in gleicher Weise wie in Württemberg
geregelt wissen will .

Abg. Freudenberg (Dem . ) : Der Weg , immer neue Steuern
unter anderen Namen zu schaffen , erscheint uns bedenklich , be
sonders bei einer Sondersteuer . Notwendig ist, daß eine ge-
sunde Sparsamkeit in den Haushalten von Land und Gemein -
den Platz greift . Das vorliegende Gesetz bringt eine derart
größere Belastung der Städte gegenüber dem flachen Lande ,
daß ich ihm unmöglich zustimmen kann . Namentlich der Ar .
jikel II bringt die Mehrbelastung der gewerblichen Betriebe
empfindlich zum Ausdruck , da er eine erneute Progression der
Grund - und Gewerbesteuer vorsieht . Vor einer solchen Ge -
setzesmacherei möchte ich warnen .

Der Redner verbreitete sich in diesem Zusammenhang über
die Lage der Industrie , die es nicht verantworten könne sich
aus die Dauer auf kurzfristige Kredite zu stützen . Welche
Auswirkungen muß es nun habe », wenn man in diesem
Augenblick ernster Sorgen den großen industriellen Unter -
nehmungen neue Lasten aufbürdet ? Dem Abg . v . Au hielt
der Redner entgegen , daß es den Untergang jeglicher politi -
scheu Tätigkeit bedeuten würde , wenn alle Wirtscbaftsgruppen
im Parlament selbständig vorgehen wollten . (Zwischenruf
dcS Abg . Stoiber : Was ist denn Ihre Rede ? ) Meine Ans -
führungen sind die Abwehr einer einseitigen Jnteressenver -
tretung . Zum Schlüsse unterstützte Abg . Frendenberg lebhaft
den Antrag , wonach die Regierung Feststellungen darüber
machen soll, in welchem Umfang alle Stände an dem Auf -
kommen der Steuern beteiligt sind . Er will dabei auch die
Gebäudesondersteuer einbezogen wissen . Wie die Industrie so
würden auch die Gemeinden notleidend aus dem Kampf um
das vorliegende Gesetz hervorgehen . Bei der grundlegenden
Änderung des Grund - und Gewerbesteuergesetzes bitte er um
gerechte Abwägung der Interessen von Stadt und Land .

Abg . Riickert (Soz . ) erklärte , daß seine Fraktion dem Ge -
setz zustimme , wenn auch mit Widerstreben , da es zweifellos
große Ungerechtigkeiten enthalte . Ihre Haltung werde be-
stimmt von der Tatsache , daß die Steuernotverordnung zwin -
gendes Recht ist, und von politischen Erwägungen , nachdem
verschiedene Reden von interssierter Seite gezeigt hätten , wie
man sich hier die Gestaltung der Gesetze denkt . Es sei zuzu -
geben , daß nicht alle jene durch die Steuer getroffen wü »
den , die man treffe » wolle , nämlich das Schicbertum . Allein
es sei nicht zu bestreiten , daß doch auch Hausbesitzer sich die
Inflation zunutze gemacht haben . Man denke nur an die Aus -
länder , die sich bei uns etabliert haben . Würden wir das
Sondergesetz ablehnen , so wäre für die Mieter absolut nichts
erreicht . Die Mieten stiegen trotzdem . Andererseits aber
braucht der Staat Geld . Uber die Argumente der Industrie
dürfe man keineswegs mit einer leichten Handbewegung hin -
weggehen . Die Aufhebung der Zwangswirtschaft im Woh -
nungswesen würden wir für ein Unglück halten , solange wir
solch trostlose Zustände haben . Alle Anträge der Gegenseite
lehnen wir ab ; wir stimmen aber der Entschließung zu , wo -
nach an die Gemeinden Anweisung zur Rücksichtnahme auf
die sozial Schwachen ergehen soll .

Abg . Bock (Komm .) lehnte das Gesetz ab . Weder der Be -
sitz noch der Zuwachs an Besitz würden erfaßt .

Nach 1 Uhr wurde die Sitzung abgebrochen .
Aortsetzung der Aussprache nachmittags 3 .3V Uhr .

Eisenbahnnotgeld
Zur Behebung vielfach auftretender Zweifel imcd wiederholt

festgestellt , daß das auf Dollar und! Goldmark lautende
Wertbeständige Notgeld der Deutschen Reichsbahn nicht aus¬
gerufen ist und bis auf Weiteres im Umlauf bleibt .

Die Goldanweisungen des Landes Baden
Gegenüber Mißverständnissen , tHe in letzter Zeit hinsichtlich

der Gültigkeit und Einlösbarkeit der Goldschatzanweisunaen
des Landes Boden , der sogen . Badendollars , zu beobachten
Karen , wird von zuständiger Stelle darauf hingewiesen , daß
die badischen Goldschatzanweisungen (Badendollars ) jederzeit
ohne jeden Abzug zum vollen Nennwert von der Landeshaupt -
lasse in Zahlung genommen werden .

Der Vadische Industrie - und Handelstag
zur Gebändcsondersteuer

Die Handelskammer Mannheim teilt uns mit , daß der Ba -
bische Industrie - und HandelStag in fcer Angelegenheit der
Gebäudesondersteuer eine Gingabe an das Badische Staats «
Ministerium , das Badilsche Finanzministerium und an das
Badische Ministerium des Innern sowie an den Badischen
Landtag gerichtet habe , in der es heißt , daß die Steuerplänedes Landtags in den Kreisen von Handel und Industrie Ba -
dons geradezu Bestürzung hrvorgerufen Hab t . Die Lage von
Handel -und Industrie Badens habe sich seit Kriegsend « au -
herordentlich verschlechtert . Die Kreditrestriktion in Verbin -
dung mit -der allgemeinen Verarmung und der dadurch her¬
vorgerufenen Stockung der Verkäufe und des damit in Zu -
saimne-n -hang stehenden schlechten Zahlungseingangs , die Häu -
fang der Fälle » on Anträgen zwecks Stellung unter Ge -
schäftsaufsicht , die Eröffnung von Konkursen reden eine so
Amtliche Sprache , daß über den krisenhaften Zustand von
Badens Handel und Industrie wohl kaum Zweifel bestehenkann.

Die Bestimmung der Paragraphen 26—32 der III . Steuer -
tiotverodrnung wollten ohne Zweifel nur die Wohngrundstückeunter Ausschluß der gewerblich benützten Gebäude erfassen .
Trotzdem sollen auch die gewerblich benutzten Gebäude dieser
Eondersteuer unterworfen werden . Wenn der Badijsche Indu¬strie- und Handelstag hiergegen keinen Einspruch erhobenhat , so geschah dies mit Rücksicht dacauf , daß sich die Badi -
fche Industrie und der Handel darüber klar sind, daß sie in
erster Linie zur Beschaffung der zur Befriedigung des Be -«arss des Badischen Landes wid der Gemeinden erforderli¬che» Mittel beitragen müssen . Gegen die weiteren Bestrebun -
>k» jedoch, von dieser Sondersteuer Befreiungen sowie eine« «sammenkoppelung der (Yebiiudksondersteuer mit der Badi -Wien Grund - und Gewerbesteuer eintreten zu lassen , müssen

ganz entschieden Stellung nehmen . Solche Befreiungen
^wnenllich der landwirtschaftlichen Gebäude und sogar der
^ « 'aude auf dem Lande sollen in Form einer versteckten-oefveiung auf dem Wege der Erhöhung der Freigrenze ein -» eten . Ferner ist beabsichtigt , die Gebäudesondersteuer einer -Ww und die Grund - und Gewerbesteuer andererseits zusam -

zu behandeln und den Steuerbedarf auf beide umzule -8? ' - Ein derartiges Vorgehen bedeutet eine gewaltige Er -
Mhung der Grund - und Gewerbesteuer .

Hilfe der i-m Grund - und Gewerbesteuergefetz bestehen -
ganz ungerechtfertigten Progression , die längst hätte fal¬

len sollen , soll nun «in« solche Progression in dieser versteck-ten Form auch ans das Gebiet der Sondersdeuer übertragenwerden .
Gegen derartige Bestrebungen , die mit dem Sinn undZweck der Bestimmung in den $§ 26—32 der III . Steuernot -verordnu -ng i-m Widerspruch stöben , legen wir entschiedensteVerwahrung ein . Das Reichsftnanzministerium selbst hat sichdarüber klar ausgesprochen , daß eine Staffelung bei dieseraußerordentlichen Steuer von den bebauten Grundstücken un -zulässig ist.

Angesichts der eingangs 'geschilderten bedenklichen Wirt -
schaftlichen Lage von Badens Handel und Industrie bitten wirdringend von dieser , ohne Zweifel ungerechtfertigten über -bürdung von Lasten auf die Gewerbetreibenden abzusehen ,zumal derartige Bestrebungen beim Vollzug der reichsgesetz¬lichen Bestimmungen über die Gebäudesondersteuer einenTeil der Lasten auf die Gewerbetreibenden abzuschieben , mitdem S -in-n und Zweck der entsprechenden Bestimmungen inder III . Steuernowerordnung und der Absicht der Urheberdieser reichsgesetzlichen Vorschriften im krassen Widerpsruchesteht.

Wir machen zum Schluß noch darauf aufmerksam , daß an -gesichts der katastrophalen Geldklemme , in der sich Handelund Industrie befinden , der einzige Weg der Kapitalbeschaf -fnitg , der noch offen zu fein scheint , der des Rcaitredits ist.Dieser letzte Ausweg wird aber verbaut , wenn durch über -triebene Steuern auf Grund - und Hausbesitz die Sicherheits -
grundlage für solche Kredite entzogen wird .

In diesem Zusammenhang dürfte es auch zweckdienlichsein , darauf hinzuweisen , daß der Industrie in absehbarerZeit eine neue große Belastung durch die JndustrieObliga -Äonen bevorsteht, und daß absolut undenkbar erscheint , daß die
Erportfähigleit Deutschlands wiedergewonnen wird , wenndurch fortgesetzte neue Belastungen die Wettbewerbsfähigkeitder Deutschen Industrie durch den Staat unmöglich gemachtwird . Jetzt schon , ohne diese neuen Belastungen ist die steuer¬liche Belastung geradezu ungeheuerlich und weiterhin uner -
träglich , wie aus einem Beispiel , daS uns gerave heute miter -breitet wird , wonach die steuerliche Belastung in den ersten6 Monaten nicht weniger als 12,7 Prozent vom Umsatz be -trägt , hervorgeht . Diese geradezu unerhörte Belastung derIndustrie im Zusammenhang rnxt den Lasten , die Baden in -folge s«-»ner geographischen Lage durch die Tarife zu tragenhat , die besonderen Verhinderungen , die Baden als Grenz -land und zu -m Teil als besetztes Gebiet auferlegt sind , diegeringe Rücksichtnahme des ReichsfinanKministeriumS auf diebadischen befetzjten Gebiete im Unterschied zu den übrigendeutschen -besetzt« ! Gebiete , lassen ein Wiederaufleben vonBadens Industrie direkt als gefährdet erscheinen und solltenAnlaß bieten zu einer Ermäßigung der Steuern und gewißnicht zu einem weiteren Anziehen der Steuerschraube .

Wir haben dem Herrn Finanzminister wie folgt telegrap -hiert : „ Dem Badischen Landtag ist der Entwurf eines Ge -setzes Wer die Gebäudesondersteuer zugegangen . Obgleich essich dabei um die Regelung wichtiger , die Interessen vonBadens Handel und Industrie -unmittelbar berührender An -g« !eg« rh-eiten handelt , sind wir , die berufsständische Vertre -
tung des Bad . Handels u . Industrie wieder nicht gehört wor -den . Hiergegen legen wir ganz entschieden Protest ein . Ge -
gen eine überbürd -ung der erhöhten Lasten allein auf die Ge --werbet reibe »den haben wir angesichts der bekannten derzei -
tigen ungünstigen wirtschaftlichen Lage von Badens Handelund Industrie , -die in gleich ungünstiger Lage sind wie die
Landwirtschaft , größte Bedenken ."

Ikommunale Rundschau
De « KreiS Karlsruhe hielt am Sainstag unter Vorsitz vonStadtrat Geck (Karlsr . ) seine ordentl . Kreisversam -mlung ab .Beim Bericht über das letzte Geschäftsjahr wies O .-L .-G .-RatStritt die Bestrebungen auf Beseitigung des Selbstverwal -

tungskörpers der Kreisinstitution zurück . Er wandte sich da -
gegen , daß der Staat den sür Batten fälligen Anteil an der
Reichskraftwagensteuer für sich behalte , obgleich der Aufwandfür die Staatsstraßen nicht wesenlich höher isö, als der für
Kreisstraßen und Kroiswege . Bei der Fürsorge könne man
selbst im Zeichen des Abbaues von einer Überorganisation re .den . Billig werden also die neuen Organisationen nicht . ZumKreisvoranschla « 1924—25 bemerkt der Vorsitzende , daß der
endgültige Umlagesatz mangels des Fehlens der Unterlagennoch nicht angegeben werden kann ; man sei deshalb auf die
Vorausbeiträge der Gemeinden angewiesen , hosse indessen ,mit 2 % Psg . pro 100 M . Steuerkapital auszukommen - Eine
Entschließung Siegrist u . Ge ». findet Annahme . Es wirddann der Entschließung des Kreisvertretertages vom 22 . No -vember 1923 gegen die Aufhebung der Kreise , sowie der Eni »
schließung des Kreisvertretertages von : 22 . März 1924 überdie Organisation der Fürsorge zugestimmt . Anträge aufHerabsetzung des Gemeindedeilrages zu den Kreisstraßen aufK und der Kreiswege auf % finden Annahme Auch der
Voranscblaa des Kreils Karlsruhe wird ohne wesentliche De -batte genehmigt . !Jn -die Ausgaben wird noch ein Postenvon 1000 M . für die Arbeitersekretariate Pforzheim nndKarlsruhe , und ein Posten von 800 M . zur Subventioniernnqder Frauenarbeitsschule Pforzheim eingestellt . Der Gesamt -aufwand des Kreises erhöht sich dadurch auf 445 697 M .Der Biirgerausschuß in Eberbach hat die Aufnahme einesAnlehens in der Höhe von einer Million Goldmark in Englandzugestimmt .

Bürgermeisterwahl . Aus der Würgermeisterwahl in Ahaus.» »
(Amt Überlingen ) am Sonntag ging Gemeinderat Grupp alsgewählt hervor .

Ans der Landeshauptstadt
Ein parlamentarischer Abend Kind gestern abend auf Ein -

lciduna des Staatspräsidenten Dr . Köhler in den Räumendes Staatsministeriums in der Erbprinzensi ^usie statt . Er -
schienen waren sämtliche Minister , zahlreiche Abgeordnete ,ferner Vertreter der staatlichen , städtischen und kirchlichen Be -
Hörden , der Presse , der drei Hochschulen -des Landes , sowieführende Persönlichkeiten aus Kunst und Wissenschaft , weiterVertreter der Handels - und HanHoerkskammern , der Gewerk -
schaften usw . Viel bemerkt wurde auch die Anwesenheit -d«SErzabte « von Beuron .

Ein wohlgelungenes Konzert , -bei welchem die Herren Pros .Heinrich Caspar Schmid , Dr . Karl Bruckner u . Kammersänge '
Büttner mitwirkten , leitete den Abend ein . Aufmerksamlauschten die Teilnehmer dem Violin -- und Ktavierspiel der
Herren Dr . Brückner und Schmid und erfreuten sich an de »
frischen und vorzüglich zu Geyör gebrachten Liedern des HerrnBüttner , des bekannten ^ renMitgliedes unseres Landes -
theiaters .

Alsdann folgte gesellige « Zusammensein , bei welchem nach«inem kleinen Imbiß die gegenwärtig schwebenden Fragender Reichs - und Landespolivik und die sonstigen die Öffentlich .Jeit und die Allgemeinheit interessierenden Probleme des Ta -
xes erörtert wurden . Dier gut arrangiert « Abend nahm einen
allgemein befriedigenden Verlauf .

Städi . Konzer «haus . Heute Mittwoch und morgen Donner ?«tag finden die letzten Aufführungen der Operette „Die Spitzen -königin " statt . In der Mittwochausführung singt die Partiedes ..Grafen Alfted "
Georg Pastriok , während Donnerstagwieder in der Partie Edgar Wiesendanger gastiert . Freitagist die Erstaufführung der Operettenneuheit „Mädi " von Ro »bert Stolz . Die Hauptrollen sind besetz! mit den DamenMervola und Steftter , sowie die Herren Wiesendanger alsGast , Hürtgen , Steidl und Strasser . Leiter der Aufführung istDirektor Steffter , die musikalische -Leitung hat KapellmeisterMürl . — Die Preise der Plätze sind von 1 bis 4,50 Mark .Telephonische Bilettbestellungen werden unter Nr . 570 in , Kon -zerthaus entgegengenommen .

Hmrze Os6 ?richten aus Kaden
DZ . Neunkirchen (Amt Eberbach ) , 2. Juli . Bei der Heim -

fahrt von einem 'Sängerfest schlug am Sonntag ein Personen -
kraftwagen um , der auf die Straßenböschung geraten war .Zwei Insassen wurden getötet , vier andere mehr oder wenigerschwer verletzt .

DZ . Heidelberg , 1 . Juli . Erdbeben . Der Apparat der 5>ö-
nigstuhlsternwarte registrierte gestern abend ein ziemlich star -kes Erdbeben mit einer Herdentsernung von etwa 9000 Kilo »meiern . Der erste Einsatz erfolgte 4 Uhr 56 Mi » uten 16 Sek .,das Maximum fiel auf 5 Uhr 29 Minuten 37 Sekunden .Die Bewegung erlosch 6 Uhr 30 Minuten .

DZ . Pforzheim , 1 . Juli . Im Glockenturm der hiesigen ka-
tholifche » Kirche hm sich die zweitgrößte Glocke gelöst und istim Turingebält hängen geblieben . Daher läute » die Glockender katholischen Kirche seil gestern nicht ^ mehr und auch dieUhr verkündet die Zeit nicht mehr durch Stundenschlag .

DZ . Vom Schwarzwald , 1 . Juli . Eine gute Birnen - » ntBpfelernte scheint für dieses Jahr bevorzustehen . In vielenTeilen Mittelbadens , der Ottenau , im Kiiizigtal und weiterhinauf ins Gebirge , hat die reiche Baumblüte , die bei gutemWetter verlief , einen starken Fruchtbehang der Bäume im
Gesolge gehabt , der zu guten Erntehoffnungeu berechtigt .

DZ Winterbach O .A Schorndorf . Frau Pauline Heinle ,geb Martin feierte den 100. Geburtstag . Sie ist am 28. Ju » ,1824 als Zwillingskind in Eikeldingen , ba-d. BA . Stockach ge -bc-ren . Seit 1882 ist sie Witwe . Zu ihrem Fest wurden ihrviele Ehrungen zuteil , die sie im Sessel sitzend, bei Verhältnis ,
mäßig guter geistiger Gesundheit entgegennehmen konnte .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

in Millionen Mark
2 . Juli i . Juli

e «[b » rief ®clb » tief
Amsterdam . . 1570000 1 585 000 100 1 575100 1 582 900 ' «
Kopenhagen 668 300 671 700"" 659 800 663 200 ""
Italien . . . 180 300 182 300 "" 180500 181 500 ' 00
London . . . 18125 000 18215 000 ' °° 18 105000 18 185 000 ' °°
Newyork . . . 4190000 4 210 500 ' °° 4190000 4 210500 " "
Paris . . . . 215 900 216 900 ' °° 218 500 219 500 ' °-
Schweiz . . . 741 600 743 400 ' °° 744100 744 900" "
Prag . . . . 123 500 124 100' °° 122 900 123 500 »"
Wien <ioo jtameti) 58 900 59 100"" 59 100 59 300 ' "

jvk «»in« Ziffer Ixdeulet fcit Zuteilung in Prozent

Anionbrauereien BG . Kehl. Die Unionbrauereiein AG.Kehl gebe -n ihre Goldmarkbilanz per 1 . Juni 1924 be-könnt . Darnach beträgt das Anlagevermögen 245 000 Mk .,das Betriebsvermögen 475 657,26 Mk. Das Aktienkapitalbeträgt 600 000 Mk . und setzt sich zusammen aus 29 000
Stammaktien a 20 Mark und 1000 Vorzugsaktien ä 20 Ml .Der Überschuß von 62 414,2 Mk . wird auf gesetzliche Reser -
den geschrieben .

Konkurse in Baden . Firma Gebr . Backfisch in Eberbach,Kaufmann Heinrich Glaser in Radolfzell . —■ Über die Firma
„Ernst Kursiefen & Co .

" und über die Firma „Zigarrenfabdik
Heß & Co .

"
, beide in Karlsruhe , wurde zur Abwendung des

Koniurses die Geschäftsaufsicht verfügt .
Herabsetzung der Kohlenpreise . Wie aus Essen gemeldetwird , wurde in einer Versammlung der Zechenbesitzer die be -

reits angekündigte Herabsetzung der Kohlenpreise um runt20 Proz . beschlossen . Die Standardpreise nämlich der Preisfür die Ruhrzechen - Förderkohle ermäßigt sich dadurch von
20,50 M auf 16,50 M . pro Tonne . Die neuen Preise geltenab 1. Juli . Im Anschluß an die Mitgliederversammlungder „ Ruhrkohle " erstattete die Sechserkommission den Zechen-
besitze?» Bericht über die Verhandlungen mit der Micum . Die
„Köln . Ztg .

" erfährt , daß die ursprüngliche Absicht der Ze-
chenbesitzerversammlung , mit Rücksicht auf die schlechten Ab .satzverhältnisse Förderungseinschränkungen vorzunehmen ,fallen gelassen worden ist. Man will zunächst abwarten ,ob nicht infolge der Kohlenpreisherabsetzun « eine Hebung des
Absatzes erreicht wird , da sonst eine Krise nur durch Betriebs »
einschränkung verhindert werden kann .

Verschiedenes
Ein Wohltätigkeitsschwindel

Vor dem Ahöffengericht in Charlottenburg fand ein Pro »
zeß statt , der sich mit einer der größten Wohltätigkeitsunter »
nehmungen des Krieges , dem sogen . „ Luftfahrerdank ", be»
schaftigte . Angeklagt war der Kaufmann Franz Auffahrt »der zuletzt als Generalsekretär das Unternehmen geleitethatte . Die Beweisausnahme ergab , daß es sich bei diesem'
Luftfcchrerdank , der anigeblich den Zweck hatte , durch Sarnm «
lungen bei der Bevölkerung die Fliegertruppe zu unterftüt -
zen , um einen großangelegten Schwindel handelte . Von den
eingegangenen , sehr erheblichen Beträgen hat noch nicht ei»
Pfennig die Flieger erreicht. Das Gericht verurteilte den
Angeklagten zu zwei Jahren Gefängnis und 5 Jahren Ehr¬verlust . ■

Staatskinzeiger
Bekanntmachung

Rr . 233 . Die Äberwachnngsvorschrifte«
der Landesversicherungsanstalt
Bade «.

Nachstehend bringen wir die am 1 . Mai 1924 genehmigte »
übevwachungsvorschriftan für die LandesversicherungsanstaltBaden zur öffentlichen Kenntnis .

Karlsruhe , den 26 . Juni 1924.
Badisches Landesversicherungsamt

Dr . Krems

Auf Grund des § 1467 der Reichsversicherungsordnung wer
den mit Zustimmung des Ausschusses der Landesverftcherungch



pnstalt und mit Genehmigung des badischen Landesbevsiche-
»cungsamt über die Überwachung der Beitragsentrichtung zur
Ftwaliden- und Hmterbliebenenvevsicherung für den Bezirk
der Laudesversicherungsanstalt Baden nachstehende Borschrif -
ten erlassen :

8 1.
Die Überwachung der BeiKvagsloistung zur Invaliden - und

Hinterbliebenenversicherung geschieht durch die damit beauf-
tragten Beamten (Kontralweamten) der Landesversicherungs¬
anstalt Baden.

Di-e Kontrollbeamten Hachen stets einen vom Vorstand der
Landesversichevunasanstalt angestellten Ausweis mit sich zu
führen und auf Verlangen vorzuzeigen.

§ 2.
Die Kontrollbeamten sind jederzeit berechtigt, die Prüfung

der Quittungskarte-n auf richtige Klebung in den Geschäfts¬
und Wohnräumen der Arbeitgeber während der üblichen Ge-
schäftsstuNden angezeigt ober una»gezeigt vorzunehmen .

Es ist ihnen für ihre Tätigkeit angemessene Gelegenheit
zum Sitzen und zur Benützung eines Tisches zu geben . Der
Arbeitgeber muß dem Kontrollbeamten die Einvernahme von
Versicherten über ihre Wefchästigungs - und Lcchnverhältnisse
i— auch während der Arbeitszeit — gestatten , soweit hier¬
durch keine erhebliche Betriebsstörungen entstshsn, und hat
ihnen auch sonst das Prüfungsgeschäft durch geeignete Hilfs-
leistuny möglachst zu erleichtem,

§ 3.
In Gemeinden bis einschließlich 250V Einwohner haben

Arbeitgeber, welche nicht mehr als 20 Jnvalidenversicherteibe-
schäftigen , auf öffentliche Aufforderung den Kontrollbeamten
die QuiGungskarten und die Unterlagen für die Berechnung
der Beiträge in dem durch die Bekanntmachung bezeichneten
Raum zur Prüfung vorzulegen.

Das Nähere hierüber bestimmt der Vorstand der Landes -
Versicherungsanstalt .

§ 4.
Arbeitgeber und Versicherte haben den Kontrollbeamten

die von ihnen bei der Überwachungstätigkeit gewünschten
Auskünfte — auch über zurückeilende Arbeitsverhältnisse und
Musländer — zu erteilen. Die Auskunftspflicht erstreckt sich
auf alle das Versicherungsverhältnis betr . Fragen, insbeson¬
dere

a) .fttr den Arbeitgeber :
1. auf die Zahl, die Namen und den Wohnort der von ihnen

beschäftigten Personen,
2. auf das Entgelt, insbesondere dessen Art , Höhe und Zah »

lungszeiten .
3. auf die Dauer (Beginn und Beendigung) und Ort der Be-

schäftigung ,
4 . auf die Vorlage und Aushändigung der sämtlichen Quit-

tungskarten und etwa vorhandenen AufrechnungSbescheini -
gütigen,

6 . auf die Vorlage der Lohnbücher oder -Listen und Geschäfts -
bücher, welche Eintragungen über die in Ziffer 1—3 auf¬
geführten Punkte ■enthalten, sowie der Dienst- und Arbeits-
bücher,

6 . auf die Vorlage der Belege (Bescheinigungen usw .) über
An - und Wmeldungen von Arbeitern bei den Krankenkas-
fett, sowie der Forderungszettel und Quittungen über
Krankenkassenbeiträge ,

7 . auf Vorlage der auf Grund des § 6 vorgeschriebenen Listen ,
8. aus die Vorlage der über die etwa beschäftigten Hausge-

werbetreibenden geführten Verzeichnisse ;
b) für den Arbeitnehmer ( Versicherten ) :

1 . auf den Ort der Beschäftigung und die Person des Arbeit -
gebers,

2 . auf die Dauer (Beginn und Beendigung ) der Beschäftigung,
8 . auf das Entgelt , insbesondere dessen Art (©ehalt, Lohn,

Gewinnanteile , Sach - und andere Bezüge ) , Höhe und Zah -
lungszeiten ,

4 . auf die Vorlage der in seinen Händen befindlichen Quit -
tungskarten , Bescheinigungen, Arbeitsbücher und dergl ..

5 . auf die Vorlage der nach § 7 zu führenden Aufzeichnungen .
c) Die Quittungskarten verstorbener , verzogener oder aus

der Versicherung ausgeschiedener Personen, sind den Kontvoll -
bsamten auf Verlangen gegen Bescheinigung abzugeben .

6 ) Die Quittungskarten sowie all« Geschäftsbücher und
Papiere, derart Vorlage nach Abs. und c in Frage kom¬
men bann, sind von demt Arbeitgeber derart aufzubewahren,
daß diese dem Kontrollbeamten jederzeit zugänglich gemacht
und vorgelegt werden können .

§ 5.
Arbeitgeber und Versicherte, welche den in den M 2—4

enthaltenen Vorschriften nicht nachkommen oder bei denen
die Durchführung der Prüfung in den Wohn - oder Geschäfts -
räumen nicht möglich war , haben auf Verlangen des Kon-
trollbeancken die Quittungskarten, B̂escheinigungen , Dienst¬
und Arbeitsbücher , Listen oder Aufzeichnungen an den ihnen
bestimmten Terminen und an einem innerhalb der Gemeinde
des Wohn - oder Betriebssitzes gelegenen oder höchstens 5 Ki-
lometer entfernten anderen Orten vorzulegen und mündlich die
erforderliche Auskunft zu erteilen. Ausnahmsweise kann der
Kontrollbeamte auch schriftliche Auskunftserteilung zulassen .

Den nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen Ver-
pflichteten bleibt überlassen , der Vorladung auch durch Stel -
lung eines geeigneten hinreichend unterrichteten Vertreters
nachzukommen .

Di« Auferlegung der Kontrollisten nach § 1468 der RVO.
bleibt in diesen Fällen vorbehalten .

8 6.
Arbeitgeber , welche bestimmte Auskunst im Sinne des § 4

Abs. la nicht zu geben vermögen oder diefe Auskunst verwei-
gern oder auf Grund des §. 1488 der RVO. bereits bestraft
find , haben auf Anordnung des Vorstandes der Landesver-
sicherungsanstalt Listen über die von ihnen dauernd oder vor -
übergehend beschäftigten Personen nach nachstehendem oder
einem andern vom Vorstand zugelassenen Muster zu führen .

Liste
der bei dem beschäftigten invalidenversicherungS -
in Pflichtigen Personen.

O .-
&

Vor -
Und
Zu¬

name
des

Ver -
sicher-

ten

Stand Wohn ,
ort

Ge -
burts -
jähr
und

-Tag

Beschäftigung?-
bauet

Tag des
Ein¬
tritts

Tag des
Aus-
tritts

Höhe des
Lohnes oder

Gehalts :
M.- Monats¬

lohn
W . — Wochen-

lohn
T . = Taglohn
St . = Stun¬

denlohn

Die Einträge in diese Listen sind innerhalb 8 Tagen nach
Beginn des Arbeitsverhältnisseszu bewirken . Die Listen sind
nach Schluß des Jahres noch zwei Jahre lang aufzubewahren.

§ 7.
Versicherte und versicherungspflichtige Personen, welche bei

wechselnden Arbeitgebern oder mit Unterbrechung bei denfel-ben Arbeitgebern beschäftigt werden ( unständige Arbeiter : wie
Taglöhner, Bauhandwerker , Störnäherinnen, Wäscherinnen ,
Putzfrauen, Aushilfskellner und Kellnerinnen, Hausschlächterund dergl . ) sind, wenn bei ihnen Unregelmäßigkeiten Hinsicht -
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lich der Beitragsleistung festgestellt sind, oder sie über ihre
Arbeitsverhältnisse keine genügende Auskunft zu geben ver-
mögen oder diese Auskunft verweigern, auf Anordnung des
Vorstands der Landesversicherungsanstalt verpflichtet . Auf -
Zeichnungen (Notizbücher , Kalender und dergl . ), zu führen ,
aus denen hervorgeht , bei welchen Arbeitgebern und gegen
welches Entgelt sie in jeder Woche beschäftigt gewesen sind.
Die Aufzeichnungen sind nach Schluß des Jahres noch 2
Jahre lang aufzubewahren.

Der Aufzeichnung bedarf es nicht, solange für jede Kalen -
derwoche, während welcher der Versicherte nicht nachweislich
infolge Krankheit erwerbsunfähig war, ein Beitrag geleistet
wird .

Um eine fortlaufende Überwachung des regelmäßigen Mar-
kenankaufs zu ermöglichen , kann der Vorstand der Landes-
Versicherungsanstalt einzelnen Arbeitgebern zur Auflage ma -
chen , die Jnbalidenmarken unmittelbar von der Kasse der
Landesversicherungsanstaliin Karlsruhe zu beziehen und nach
jeder Lohnzahlung die Beiträge an diese abzuführen unter
Angabe der Stückzahl und Lohnklassen der erforderlichen Mar-
ken . Die Übersendung der Marken an den Arbeitgeber hat in
solchen Fällen von der Landesversicherungsanstalt unentgelt-
lich zu erfolgen.

s 9 .
Die von dem Vorstand der Landesversicherungsanstalt auf

Grund des 8 i486 Abs. 2 der RVO . in der Fassung des Ge-
setze » über Versicherung der Hausgewerbetreibenden vom 30.
4. 1922 (RGBl . S . 405 ) mit Zustimmung des Reichsversiche-
rungSamts über die Erhebung der Beiträge für die Hausge-
werbtreibenden erlassene Anordnung gilt als Bestandteil der
Uberwachungsvorschriften .

8 10.
Arbeitgeber und Versicherte können vom Vorstand der Lan -

desVersicherungsanstalt durch Geldstrafen von 1 bis zu 1000
GM . zur Erfüllung ider ihnen nach Maßgabe dieser Vor -
schriften auferlegten Verpflichtungen angehalten werden
(8 1467 RVO. ) .

8 u .
Gegen die in Verfolg des § 10 ausgesprochenen Strafen

und gegen die Auferlegung der Kontrollkosten (K 5 Abs. 3
dieser Vorschriften ) ist Beschwerde zulässig ; sie ist binnen
einem Monat nach Zustellung der Verfügung bei dem örtlich
zuständigen Oberversicherungsamt einzulegen. Letzteres ent-
scheidet endgültig.

812 .
Die Arbeitgeber können die ihnen in diesen Vorschriften

auferlegten Verpflichtungen auf Betriebsleiter, Aufsichtsper-
sonen oder andere Angestellte ihres Betriebs mit der Wir-
kung übertragen , daß die Strafandrohung auf Grund dieser
Vorschriften nur gegen den Vertreter gerichtet und Strafen
nur gegen ihn erkannt werden können Neben letzteren ist
der Arbeitgeber strafbar , wenn

1 . die Zuwiderhandlung mit seinem Willen geschehen ist
oder

2 . er bei der Auswahl und Beaufsichtigung des Stellver-
treters nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be -
obachtet hat .

8 13.
Die Kontrollbeamten sind als Beauftragte des Vorstands

ermächtigt , die Zwangsvollstreckung wegen rückständiger Bei-
träge gemäß § 16 der Verordnung des ArbeitsMinisters vom
27. November 1923 betr . den Vollzug der RVO . hinsichtlich der
Invaliden - und Hinterbliebenenversiche ?ung ( Ges . und Ber-
ordn .Bl . 1923 S . 359 ) , bei dem zustäitdigen Bezirksamt zu
beantragen.

8 11 .
Diese Vorschriften treten mit Wirkung vom 1 . Januar 1924

an in Kraft .
Karlsruhe , den 23 . Mai 1924 .

Der Vorstand der Landesversicherungsanstalt Baden:
Jung .

Großer
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HMMilN,Notti >lfi .H.Rr.gg

gegründet 1902 .
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Konkurseröffmmg .
W .875 . Baden, über das

Vermögen des Kaufmanns
Walter Rüdiger in Baden-
Lichtental wurde heute am
27 . Juni 1924, nachmittags
5 Uhr, das Konkursver -
fahren eröffnet .

Rechtsanwalt Schäfer in
Baden ist zum Konkurs -
Verwalter ernannt.

Konkursforderungensind
bis zum 1 , September >924
beidemGerichteanzumelden -

Es ist Termin attbe-
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschlußsas -
sung über die Beibehaltung
des ernanntenoder die Wahl
eines anderen Verwalters,
sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses
und eintretenden Falls
über die in § 132 der Äon -
knrsordnuttg bezeichneten
Gegenstände auf

Mittwoch, 23 . Juli 1924,
vormittags 10 Uhr ,

und zur Prüfung der an -
gemeldeten Forderungen
auf
Mittwoch,17 .SrPtemI>erl924,

vormittags 10 Uhr .
Allen Personen, welche

eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs -
masse etwas schuldig sind,
ist aufgegeben, nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu leisten ,
auch die Verpflichtung auf-
erlegt, von dem Besitze der
Sache und von den For-
derungen , für welche sie
aus der Sache abgesonderte
Befriedigung in Anspruch
nehmen , dem Konkursver -
Walter bis zum 1 . Sep-
tember 1924 Anzeige zu
machen.

Baden, 28. Juni 1924.
Der Gerichtsschreiber

des bad. Amtsgerichts.

Konkurseröffnung .
W .876 . Kehl , über das

Vermögen der FirmaReiber-
Schüler, Gesellschaft mit be-
schränktet Haftung, (sitz in
Kehl, wird heute am 30 .
Juni 1924 , vormittags
101/., Uhr, das Konkurs¬
verfahren eröffnet , da die
Schuldnerin die Zahlungen
eingestellt hat .

Der Bücherrevisor Zeit-
linger in Kehl wird zum
Konkursverwalter ernannt.

Konkursforderungen sind
bis zum 24 . Juli 1924 bei
dem Gerichte anzumelden .

Es wird Termin anbe-
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschlußsas -
sung über die Beibehaltung
des ernannten oder die
Wahl eines anderen Ber -
Walters, sowie über die
Bestellungeines Gläubiger-
ausschusses und eintreten -
den Falls über die in § 132
der Konkursordnung be¬
zeichneten Gegenstände auf
Donnerstag , 24 . Juli 1924,

vormittags 10 Uhr ,
undzur Prüfung der ange-
meldeten Forderungen auf
Donnerstag , LI . August 1924,

vormittags 10 Uhr .
Allen Personen, welche

eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha-
ben oder zur Konkursmasse
etwas schuldigsind,wird au f-
gegebeu , nichts an den Ge-
meinschuldner zu verab-
folgen oder zu leisten , auch
die Verpflichtung auferlegt,
von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen,
für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum
24 . Juli 1924 Anzeige zu
machen.

Kehl, 30 . Juni 1924 .
Gerichtsschreiberei

des Amtsgerichts.

MfinMpg .
Mit Erlaß des Arbeits -

Ministeriums Karlsruhe
vom 7 . Juni 1924 Nr. 17419
wurden drei weitere Kehr-
bezirke im Amtsbezirk Hei-
delberg gebildet . Ferner ist
der bereits ausgeschriebene
Kehrbezirk VI (Neckarge-
münd ) neu zu besetzen.

Die nachgenannten Kehr¬
bezirke werden daher zur
Bewerbungausgeschrieben :

Kehrbezirk IV umfassend
die Stadtteile Neuenheim
und Handschuhsheim .

Kehrbezirk VI bisher V
umfassend die Gemeinden
Bammental, Dilsberg, Gai-
berg, Gauangelloch , Klein-
gemünd , Lobenfeld , Mauer,
Meckesheim, Mönchzell ,
Mückenloch, Neckargemünd
mit Kohlhof und Kümmel-
bacherhof, Ochsenbach mit
Lingental, Spechbach, Wald -
hilsbach,Waldwimmersbach
und Wiesenbach.

Kehrbezjrk VII umfassend
die Gemeinden Rohrbach,
Wieblingen, Eppelheim ,
Edingen , Friedrichsfeld .

Kehrbezirk VIII umfassend
die Gemeinden Dossenheim ,
Altenbach, Heiligkreuzstei -
nach, Altneudorf, Schönau,
Heddesbach , Brombach, Zie-
gelhausen, Wilhelmsfeld,
Peterstal , Lampenhain,
Schriesheim.

Bewerbungen sind bis
I . August 1924 unter An-
schluß der in § 7 der Ver¬
ordnung vom 29 . XI . 1921
verlangtenUnterlagen beim
Bezirksamt Heidelberg ein-
zureichen.

Bereits erfolgte Bewer-
bungen um den Kehrbezirk
Vi sind zu wiederholen .

Heidelberg , 28. Juni l 924 .
Bezirksamt Ii .
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